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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

 
1. Einkommensteuer: § 35 Abs. 2 Satz 2 EStG gilt auch für die persönlich haften-

den Gesellschafter einer KGaA 
Urteil vom 24.01.2024, Az: I R 54/20  

2. DBA-USA: Besteuerung einer international tätigen Freiberufler-Personenge-
sellschaft 
Urteil vom 05.12.2023, Az: I R 42/20  

3. Gewerbesteuer: Umgekehrte Betriebsaufspaltung und erweiterte Kürzung 
nach § 9 Nr. 1 S. 2 GewStG 
Urteil vom 22.02.2024, Az: III R 13/23  

4. Verfahrensrecht: Zulässigkeit eines über das besondere elektronische Anwalts-
postfach an das besondere elektronische Behördenpostfach der Familienkasse 
übermittelten Kindergeldantrags 
Urteil vom 30.01.2024, Az: III R 15/23  

5. Einkommensteuer: Ursächlichkeit der Behinderung für die Unfähigkeit zum 
Selbstunterhalt bei einem im psychiatrischen Krankenhaus untergebrachten 
Kind 
Urteil vom 30.01.2024, Az: III R 42/22  

6. Umwandlungssteuer: § 18 Abs. 3 UmwStG erfasst nicht sog. neu gebildetes Be-
triebsvermögen 
Urteil vom 14.03.2024, Az: IV R 20/21  

7. Umwandlungssteuer: Keine Ergebniskonsolidierung im Jahr der Verschmel-
zung 
Urteil vom 14.03.2024, Az: IV R 6/21  

8. Verfahrensrecht: Kein Zwischenurteil nach § 99 Abs. 2 FGO bei fehlenden 
Feststellungen zur Sachdienlichkeit 
Urteil vom 14.12.2023, Az: V R 30/21  

9. Verfahrensrecht: Gewinnerzielungsabsicht bei Einbringung eines land- und 
forstwirtschaftlichen Einzelunternehmens in eine Personengesellschaft 
Urteil vom 13.12.2023, Az: VI R 3/22  

10. Verfahrensrecht: Beginn des Begünstigungszeitraums für die Einkommensteu-
erermäßigung bei Belastung mit Erbschaftsteuer 
Urteil vom 28.11.2023, Az: X R 20/21  
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Urteile und Beschlüsse:

 
1. Einkommensteuer: § 35 Abs. 2 Satz 2 EStG gilt auch für die persönlich haftenden 

Gesellschafter einer KGaA 
Urteil vom 24.01.2024, Az: I R 54/20 
1. Für die Steuerermäßigung bei Einkünften aus Gewerbebetrieb ( § 35 des Einkom-
mensteuergesetzes --EStG--) ist bei Mitunternehmerschaften im Sinne des § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 EStG oder bei KGaA im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStG der Be-
trag des Gewerbesteuermessbetrages, die tatsächlich zu zahlende Gewerbesteuer und 
der auf die einzelnen Mitunternehmer oder auf die persönlich haftenden Gesellschafter 
(phG) entfallende Anteil gesondert und einheitlich festzustellen ( § 35 Abs. 2 Satz 1 
EStG ). Auch wenn der dazu in § 35 Abs. 2 Satz 2 EStG für den Anteil am Gewerbe-
steuermessbetrag angeführte Aufteilungsmaßstab des "allgemeinen Gewinnvertei-
lungsschlüssels" nach dem Gesetzeswortlaut nur auf "Mitunternehmer" bezogen wird, 
gilt er auch für die phG einer KGaA. 
 
2. Bei einer rechtsformspezifischen Auslegung dieses Begriffs ist der bei der körper-
schaftsteuerrechtlichen Ermittlung des Einkommens der KGaA abziehbare "Teil des 
Gewinns", der an phG "als Vergütung (Tantieme) für die Geschäftsführung verteilt 
wird" ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 des Körperschaftsteuergesetzes ) und der zu den gewerblichen 
Einkünften der phG ( § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Alternative 2 EStG ) führt, Gegenstand 
dieses Aufteilungsmaßstabs. 
 

  
2. DBA-USA: Besteuerung einer international tätigen Freiberufler-Personengesell-

schaft 
Urteil vom 05.12.2023, Az: I R 42/20 
1. Im Anwendungsbereich des DBA-USA 1989/2008 richtet sich die Zuordnung von 
Gewinnen einer Freiberufler-Personengesellschaft grundsätzlich nach dem allgemei-
nen "Betriebsstättenmodell" (zur Zuordnung nach dem "Ausübungsmodell" auf 
Grundlage des im DBA-USA 1989/2008 aufgehobenen Art. 14 DBA-USA 1989 vgl. 
Senatsurteil vom 25.11.2015 - I R 50/14 , BFHE 253, 52, BStBl II 2017, 247). 
 
2. Bestätigung der ständigen Rechtsprechung, dass Doppelbesteuerungsabkommen sta-
tisch und nicht dynamisch auszulegen sind (a.A. Schreiben des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 19.04.2023, BStBl I 2023, 630). 
 
3. Ein Wechsel von der Freistellungs- zur Anrechnungsmethode ("switch-over") nach 
Art. 23 Abs. 4 Buchst. b Variante 3 DBA-USA 1989/2008 scheidet aus, wenn das in-
nerstaatliche Recht der USA die Nichtbesteuerung nur für einen Teilbetrag des einheit-
lichen Gewinnanteils vorsieht (hier: "guaranteed payments" für nicht in den USA an-
sässige Partner, soweit sie dort nicht höchstpersönlich tätig geworden sind). 
 

  
3. Gewerbesteuer: Umgekehrte Betriebsaufspaltung und erweiterte Kürzung nach § 

9 Nr. 1 S. 2 GewStG 
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Urteil vom 22.02.2024, Az: III R 13/23 
1. Aus einer sogenannten umgekehrten Betriebsaufspaltung kann wegen des Durch-
griffsverbots eine originär gewerbliche Tätigkeit der Besitzkapitalgesellschaft nicht 
abgeleitet werden. 
 
2. Das Durchgriffsverbot gilt bei der Besteuerung einer Besitzkapitalgesellschaft auch 
im Fall der mittelbaren Beteiligung der Betriebspersonengesellschaft an der Besitzka-
pitalgesellschaft über eine Kapitalgesellschaft (Abgrenzung zu Urteil des Bundesfi-
nanzhofs vom 16.09.2021 - IV R 7/18 , BFHE 274, 218, BStBl II 2022, 767). 
 

  
4. Verfahrensrecht: Zulässigkeit eines über das besondere elektronische Anwalts-

postfach an das besondere elektronische Behördenpostfach der Familienkasse 
übermittelten Kindergeldantrags 
Urteil vom 30.01.2024, Az: III R 15/23 
1. § 67 Satz 1 Halbsatz 2 des Einkommensteuergesetzes (i.d.F. des Gesetzes zur Digi-
talisierung von Verwaltungsverfahren bei der Gewährung von Familienleistungen) be-
gründet keine Sperrwirkung dahingehend, dass ein elektronischer Kindergeldantrag 
nur noch nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die amtlich vorgeschriebene 
Schnittstelle zulässig ist. 
 
2. Hat die Familienkasse einen Zugang für die Übermittlung elektronischer Doku-
mente über das besondere elektronische Behördenpostfach eröffnet, kann darüber ein 
elektronischer Kindergeldantrag auch ohne Verwendung des amtlich vorgeschriebenen 
Datensatzes formwirksam gestellt werden. 
 

  
5. Einkommensteuer: Ursächlichkeit der Behinderung für die Unfähigkeit zum 

Selbstunterhalt bei einem im psychiatrischen Krankenhaus untergebrachten Kind
Urteil vom 30.01.2024, Az: III R 42/22 
1. Eine erhebliche Mitursächlichkeit der Behinderung des Kindes für seine mangelnde 
Fähigkeit zum Selbstunterhalt genügt für den Kindergeldanspruch nach § 32 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes auch dann, wenn es nach § 63 des Strafge-
setzbuchs (StGB) in einem psychiatrischen Krankenhaus untergebracht ist (Abgren-
zung zum Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 30.04.2014 - XI R 24/13 , BFHE 
245, 66, BStBl II 2014, 1014 [BFH 10.04.2014 - III R 35/13] ). 
 
2. Die Entscheidung, ob eine erhebliche Mitursächlichkeit vorliegt, hat das Finanzge-
richt im Rahmen einer Gesamtwürdigung aller Umstände des Einzelfalles zu treffen, 
die vom BFH nur eingeschränkt überprüfbar ist. 
 
3. Indizien für eine fortwirkende erhebliche Mitursächlichkeit der Behinderung für die 
Unfähigkeit zum Selbstunterhalt können sich aus dem Straf- beziehungsweise Siche-
rungsverfahren ergeben. Zu berücksichtigen sein kann namentlich, dass eine seelische 
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Erkrankung des Kindes, welche zugleich die vor dem 25. Lebensjahr eingetretene Be-
hinderung darstellt, dazu geführt hat, dass dem Kind wegen der von ihm begangenen 
rechtswidrigen Taten kein Schuldvorwurf gemacht werden kann ( § 20 StGB ). 
 

  
6. Umwandlungssteuer: § 18 Abs. 3 UmwStG erfasst nicht sog. neu gebildetes Be-

triebsvermögen 
Urteil vom 14.03.2024, Az: IV R 20/21 
1. § 18 Abs. 3 Satz 1 des Umwandlungssteuergesetzes (UmwStG) gilt auch im Fall des 
(identitätswahrenden) Formwechsels einer Kapitalgesellschaft in eine Personengesell-
schaft. 
 
2. Wird Betriebsvermögen erst im Zuge der formwechselnden Umwandlung einer Ka-
pitalgesellschaft in eine Personengesellschaft oder danach gebildet, unterfallen die stil-
len Reserven in den Wirtschaftsgütern des neu gebildeten Betriebsvermögens nicht § 
18 Abs. 3 Satz 1 und 2 UmwStG . 
 

  
7. Umwandlungssteuer: Keine Ergebniskonsolidierung im Jahr der Verschmelzung 

Urteil vom 14.03.2024, Az: IV R 6/21 
Wird eine Personengesellschaft auf eine andere Personengesellschaft verschmolzen, 
kann der von der übernehmenden Personengesellschaft bis zum (zurückbezogenen) 
steuerlichen Übertragungsstichtag erzielte Gewinn nicht mit dem (laufenden) Verlust 
verrechnet werden, den die übertragende Personengesellschaft bis zu diesem Zeitpunkt 
erlitten hat. 
 

  
8. Verfahrensrecht: Kein Zwischenurteil nach § 99 Abs. 2 FGO bei fehlenden Fest-

stellungen zur Sachdienlichkeit 
Urteil vom 14.12.2023, Az: V R 30/21 
1. Ein Zwischenurteil darf nur ergehen, wenn sich die Tatsachen, welche die Sachdien-
lichkeit im Sinne des § 99 Abs. 2 FGO begründen, aus den Feststellungen des Finanz-
gerichts ergeben. 
 
2. Zur Unternehmereigenschaft einer Holding bei der Vergabe von Darlehen. 
 

  
9. Verfahrensrecht: Gewinnerzielungsabsicht bei Einbringung eines land- und forst-

wirtschaftlichen Einzelunternehmens in eine Personengesellschaft 
Urteil vom 13.12.2023, Az: VI R 3/22 
1. Bringt ein Steuerpflichtiger sein land- und forstwirtschaftliches Einzelunternehmen 
in eine Personengesellschaft zu Buchwerten nach § 24 des Umwandlungssteuergeset-
zes ein, so ist der zeitliche Maßstab für die Beurteilung der Gewinnerzielungsabsicht 
des Einzelunternehmens der Zeitraum von der Gründung bis zu dessen Einbringung in 
die Personengesellschaft. 
 
2. Stille Reserven durch nicht realisierte Wertsteigerungen, mit deren Realisierung im 
Falle einer Betriebsveräußerung zu rechnen ist oder die im Falle einer Betriebsaufgabe 
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zu steuerbaren Einkünften führen, sind zur Ermittlung des Totalgewinns oder -verlusts 
bei der Prüfung der Gewinnerzielungsabsicht auch dann anzusetzen, wenn sie nicht in 
einem bei Betriebsbeginn vorliegenden Betriebskonzept berücksichtigt worden sind. 
 

  
10. Verfahrensrecht: Beginn des Begünstigungszeitraums für die Einkommensteuer-

ermäßigung bei Belastung mit Erbschaftsteuer 
Urteil vom 28.11.2023, Az: X R 20/21 
Der Begünstigungszeitraum des § 35b Satz 1 des Einkommensteuergesetzes beginnt 
mit Entstehung der Erbschaftsteuer (§ 9 des Erbschaftsteuergesetzes), regelmäßig mit 
dem Tod des Erblassers. 
  

 

 


